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Seit Beginn der Pandemie Anfang 2020 sind 130 Millionen Menschen in totale Armut abgerutscht.
Die Inflation erhöht diese Zahl momentan noch einmal massiv. Die Entwicklung umfasst nicht nur
einzelne Länder und Branchen, sondern den gesamten Planeten. Deshalb formiert sich überall
Widerstand von Menschen, die nicht hinnehmen wollen, dass sich die herrschende Klasse ihrer
Länder immer noch weiter bereichert. Beispielhaft soll hier genannt werden, dass das Vermögen der
2.755 Milliardär:innen in der Coronapandemie von 4 auf 12 Billionen US-Dollar gestiegen ist.
Deshalb werden momentan weltweit Abwehrkämpfe geführt, in denen die Arbeiter:innen und
Bauern/Bäuer:innen versuchen zu verhindern, die Kosten der vielen Krisen zahlen zu müssen. Wir
haben uns für euch exemplarisch Bewegungen in Europa angeschaut und Gemeinsamkeiten und
Unterschiede herausgearbeitet und versuchen, eine Perspektive zu formulieren.

Streiks europaweit

Norwegen

In Norwegen streikten Anfang Juli Arbeiter:innen in der Gasindustrie für mehr Lohn, sodass die
Gasförderung auf drei Förderplattformen eingestellt werden musste. Relevant war das auch für
Deutschland, welches mehr als 30 % seines Gases aus diesem Land bezieht. Die Regierung schritt
allerdings nur wenige Stunden nach dem Ausbrechen des Streikes ein und brachte ihn vor ein
Schlichtungsgremium, was nach norwegischem Recht legal ist. Begründet wurde das mit den
Gasengpässen in Europa und dem Krieg zwischen Ukraine und Russland. Die Gewerkschaften
akzeptierten diese Entscheidung.

Deutschland

In sechs deutschen Häfen haben die Arbeiter:innen im Juni und Juli Warnstreiks durchgeführt und
damit erreicht, dass Waren nicht umgeschlagen werden konnten. Die Gewerkschaft fordert 14 %
mehr Lohn in einem Jahr, die Kapitalseite bot 12,5 % in zwei Jahren. Das Angebot liegt damit unter
der Inflation und wird von der Gewerkschaft daher richtigerweise abgelehnt.

Die Kapitalseite denkt in Form von Arbeit„geber“präsident Rainer Dulger derweilen laut darüber
nach, mit Notstandsgesetzen das Streikrecht zu brechen. So könnte sichergestellt werden, dass die
Industrie auf Kosten der Lohnabhängigen ununterbrochen weiterläuft. Das wäre natürlich ein
brutaler Angriff auf ein lang erkämpftes Streikrecht.

Spanien

Auch in Spanien gibt es momentan Streiks. Hier sind es die Kabinenarbeiter:innen der Billigairlines
EasyJet und Ryanair, die der Arbeiter:innenklasse ein Beispiel liefern. Beide Unternehmen sind für
ihre schlechten Arbeitsbedingungen bekannt. Die Streiks haben natürlich Auswirkungen in ganz
Europa, da die Airlines ausschließlich innereuropäische Flüge durchführen. Zudem kommt hinzu,
dass die Branche unter Personalmangel zu kämpfen hat, welcher auch zum Teil auf die niedrigen
Löhne zurückzuführen ist.
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Großbritannien

Besondere Strahlkraft hatten die Eisenbahner:innenstreiks der Gewerkschaft RMT in England Ende
Juni 2022. Es waren mit 50.000 Streikenden die größten der Branche seit 30 Jahren und brachten
ca. 80 % des Schienenverkehrs auf der Insel zum Stehen. Ziel ist es auch hier, für höhere Löhne,
Arbeitsplatzsicherheit und bessere Renten zu kämpfen, denn die Post-Brexit-Gesellschaft wird von
Inflation und wirtschaftlichen Problemen besonders hart getroffen. Teile des Staatsapparates haben
bereits gewarnt, dass ein Erfolg der Bewegung die Arbeiter:innenbewegung motivieren kann,
ähnliche Forderungen in anderen Sektoren zu stellen. Da die britische Regierung gerade zerfällt,
existiert eine besonders gute Situation, um den Druck zu erhöhen und weitere Sektoren der Klassen
in den Kampf zu führen.

Schwächen der Streiks

Alle genannten Beispiele zeigen, dass es eine Schwäche der Streiks gibt, die zu deren Scheitern oder
zumindest zu für die Arbeiter:innen schlechten Abschlüssen führt. Überall verhandelt nicht die
Arbeiter:innenklasse selbst, sondern stellvertretend eine bürokratische Schicht von
Gewerkschaftsfunktionär:innen. Diese haben aber sowieso einen gut bezahlten und recht sicheren
Job, weshalb sie vom Interesse ihrer Mitgliederbasis losgelöst handeln. Ihnen geht es vor allem
darum, ihre eigene Stellung durch schnelle Schlichtungen und einen guten Draht zur Regierung zu
sichern, statt die Kämpfe zu eskalieren und so z. B. mehr Lohn für die Arbeiter:innen zu erkämpfen.

Deshalb liegen die Lohnforderungen, wenn überhaupt, knapp über dem Inflationsausgleich, die
Abschlüsse sogar meist darunter! Außerdem sind 1 – 3-tägige Streiks, die oftmals sogar auf mehrere
Wochen verteilt sind, nicht genug, um den Druck wirklich zu erhöhen. Diese Taktik ist nur dafür
geeignet, die Bewegung totlaufen zu lassen. Es braucht Forderungen von mindestens 8-10 % mehr
Lohn bei 12 Monaten Laufzeit. Diese Ziele können aber nur umgesetzt werden, wenn es einen
unbefristeten Streik gibt. Ein kämpferisch geführter erhöht außerdem fast automatisch die
Mitgliederzahlen der Gewerkschaft. Nur wenn sich die Arbeiter:innen des Streiks bemächtigen und
selbst die Kontrolle darüber erlangen, wann, wo und wofür gestreikt und vor allem wann der Streik
beendet wird, können sie Kapital und Regierungen das Fürchten lehren.

Eine weitere Schwäche ist die Zersplitterung der Kämpfe. Der Grund, wieso die Regierungen und
Kapitalist:innen hier in Europa schnell und entschlossen gegen die Streiks vorgehen wollen, ist
überall derselbe: Die Europäische Union und der gesamte Kapitalismus stecken in einer Krise, in die
uns die Regierungen selbst geführt haben. Kürzlich wurde das durch ihre wirtschaftlichen Angriffe
gegen Russland z. B. mittels Sanktionen deutlich. Grund genug, für uns gemeinsam auch politische
Forderungen aufzustellen, um die Krise in unserem Sinne zu lösen. Damit ist z. B. das Abschaffen
dieser Sanktionen gemeint, die vor allem der Entflechtung und Stabilisierung der europäischen
Wirtschaft dienen sollen und in Russland selber eher der Arbeiter:innenklasse als den
Kapitalist:innen schaden. Auch zur Begleichung der Coronaschulden muss das Kapital zur Kasse
gebeten werden. Statt Geld für Rüstung brauchen wir es für Krankenhäuser, Schulen, Renten.
Natürlich muss die gesamte Infrastruktur dafür wieder in öffentliche Hand überführt werden.

Dies alles sind aber politische Forderungen, die nicht in nationalen Tarifverhandlungen geklärt
werden können. Die Arbeiter:innenklasse muss endlich wieder die politische Bühne betreten und
beweisen, dass sie eine gesamtgesellschaftliche Perspektive formulieren kann. Alle hier erwähnten
Bewegungen sind defensive Abwehrkämpfe, die dafür sorgen sollen, den Verfall des
Lebensstandards aufzuhalten. Wir müssen aber selbst in die Offensive gehen. Oft wird argumentiert,
dass in Zeiten von Krisen alle den Gürtel enger schnallen müssen. Aber gerade jetzt zeigt sich, wie
unbrauchbar der Kapitalismus geworden ist, um für Wachstum und Wohlstand zu sorgen. Wenn sich
die Kämpfe verbinden und ausweiten, können wir uns, wie Marx es einst formulierte, „den ganzen



alten Dreck vom Hals schaffen.“


